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Zum Geleit. 


Nachdem Goslars Kaiſerzeit mit dem Untergang der Hohenſtaufen 
ausgeklungen war, begann ein neuer bedeutungsvoller Abſchnitt der 
Goslarer Geſchichte. Die zweite Hälfte des Mittelalters wurde das 
Zeitalter der Blüte Goslars als freie Reichsſtadt. Goslar trat auch 
frühzeitig der norddeutſchen Hanſe bei und ſpielte in dieſem Bunde 
eine wichtige Rolle. Es iſt das Verdienſt des Goslarer Rates, daß 
Goslar als freie Reichsftadt damals die Höhe ſeiner Entwicklung 
erreichte, von der es erſt um die Mitte des 16. Jahrhunderts durch 
die Niederlage im Kampfe mit der erſtarkenden Landesherrſchaft der 
Braunſchweiger Herzöge jäh herabgeſtürzt wurde. 


Nachdem die ſtädtiſche Verfaſſung ausgebaut und gefeſtigt war, 
ſetzte gegen Ende des 18. Jahrhunderts eine weitausſchauende und 
großzügige Politik des Rates ein, die mit Beharrlichkeit Geſchlechter 
hindurch fortgeführt wurde. Da Tätigkeit und Befugniſſe des mittel- 
alterlichen Stadtregiments höchſt mannigfaltig waren und weit über 
den Rahmen unſerer heutigen Stadtverwaltung hinausgingen, er— 
ſtreckte ſich die Zuſtändigkeit des Rates auf faſt alle Verhältniſſe 
des öffentlichen Lebens, insbeſondere auf die Rechtſprechung, Geſetz— 
gebung und Verwaltung, das Wehrweſen und die Wirtſchaft der 
Stadt. Möglichſt große Selbſtändigkeit oder beſondere Machtbefug— 
niſſe auf den verſchiedenen Gebieten zu erreichen, war das Ziel der 
ſtädtiſchen Politik. Seit 1290 wurde durch den Erwerb der Reichs— 
vogtei von den Grafen von Woldenberg, durch die Einbeziehung an— 
grenzender Außengerichte und durch den Ankauf von Forſten und 
Grundbeſitz in der Umgebung der Stadt der Machtbereich Goslars 
über den Kranz ſeiner Mauern erweitert. Um in dieſem ſtädtiſchen 
Territorium Ackerbau und Weidegang zu ſchützen, ließ der Rat 
ſein Gebiet mit einer Landwehr umgeben und ſicherte auch die nach 
Goslar führenden Zufahrtsſtraßen, indem er eine Reihe wichtiger 
Burgen und feſter Schlöſſer des Goslarer Vorlandes im Wege des 
Pfanderwerbs an die Stadt brachte. Im Innern der Stadt wurden 
alte einengende Bindungen wirtſchaftlicher Art, wie die Steuerfreiheit 
des geiſtlichen Beſitzes und die bevorrechtete Stellung der Stifter und 
Klöſter in Bezug auf Mühlen und Kaufhallen beſeitigt, es wurde 
ein geordnetes Finanzweſen geſchaffen und ein ſtädtiſches Beamten— 
tum aufgebaut. Auf Veranlaſſung des Rates erfolgte gegen Mitte 
des 14. Jahrhunderts die Niederſchrift des „Großen Goslarer Stadt— 
rechtes“, durch das allen Bürgern in der Stadt eine ſichere Rechts— 
grundlage gegeben wurde. Dieſes Goslarer Stadtrecht, deſſen um— 
fangreicher Codex ein beſonders wertvolles Stück des Goslarer Stadt— 


archivs darſtellt, diente als Mutterrecht für eine große Zahl weiterer 
Stadtrechte. Eine nachdrückliche Pflege widmete der Rat auch dem 
Wehrweſen und der Stadtbefeſtigung. 


Im Mittelpunkt der Ratspolitik aber ftand ein beſonderes Ziel: 
es galt, der Stadt einen maßgebenden Einfluß auf das Bergweſen 
zu verſchaffen und für ſie vor allem die Quellen des Goslarer Wohl— 
ſtandes, die Erzgruben des Rammelsberges, zu erwerben. Im Wege 
eines auf weite Sicht eingeſtellten, planmäßigen Vorgehens, deſſen 
Anfänge bereits in das 13. Jahrhundert zurückreichen, kam der Rat 
ſeinem Ziele Schritt für Schritt näher. Im Jahre 1348 wurde das 
„Gericht jenſeits des Waſſers“, das in der Hauptſache das Bergdorf 
umfaßte, von den Grafen von Regenſtein erworben und etwas ſpäter 
Zehnten und Gericht des Rammelberges von ihren derzeitigen In— 
habern, den Herren von der Gowiſche. Ein neues Bergrecht wurde 
erlaſſen, Gruben und Hütten wurden aufgekauft, und ein großer Teil 
der Goslar umgebenden Harzwälder, die das für den Bergbau und 


Hüttenbetrieb notwendige Holz lieferten, in den Beſitz der Stadt 
überführt. 


Ein denkwürdiger Markſtein im Rahmen dieſer Politik des Gos⸗ 
larer Rates iſt das Privileg Kaiſer Ludwigs des Bayern, durch das 
dieſer vor 600 Jahren am 3. November 1340 den Bürgern der kai— 
ſerlich freien Reichsſtadt auf ihr Nachſuchen das Recht des Heer— 
ſchildes erteilte und ſie damit befähigte, Lehen zu empfangen und zu 
beſitzen. Dieſes kaiſerliche Privileg gab der Stadt eine Handhabe, ſich 
wichtige Anteile der Einkünfte des Bergbaues in Geſtalt der Vogtei— 
geldrenten, die altes Reichslehngut der königlichen Vogtei waren, zu 
ſichern und die Einwirkungen dritter Beteiligter abzuſchneiden. Welche 
Zwecke der Rat im einzelnen dabei verfolgte und wie er fie zu er— 
reichen ſuchte, zeigt die folgende Anterſuchung. 


Die Wichtigkeit dieſer Vorgänge für die Stadtpolitik und Stadt— 
geſchichte erhellt aus der Tatſache, daß Goslar in Verbindung mit 
der Verleihung des Heerſchildrechtes ein neues Stadtſiegel angenom— 
men hat. Es zeigt den Reichsadler, den Goslar noch heute als ein 
ſtolzes Wahrzeichen ſeiner bedeutſamen Vergangenheit in Siegel 
und Wappen führt. 


Droſte 
Oberbürgermeiſter der Reichsbauernſtadt Goslar. 


Die Verleihung des Heerſchiloͤrechtes 
an die Goslarer Bürger 
durch Kaiſer Ludwig im Jahre 1340. 


Von Karl Frölich-Gießen. 

I. Am 8. 11. 1340 verlieh Kaiſer Ludwig der Bayer in einer zu 
Staufen ausgeſtellten, lateiniſch abgefaßten Urkunde) den Bürgern 
von Goslar das Recht des Heerſchildes. Die Bürger hatten bei dem 
Kaiſer Beſchwerde geführt, daß gewiſſe Leute ſie unberechtigterweiſe 
ihrer Lehen zu berauben verſuchten, indem ſie ſich darauf beriefen, daß 
die Bürger des gewöhnlich „Heerſchild“ genannten Rechtes entbehrten 
und aus dieſem Grunde ihre Lehen nicht zu gebrauchen befugt ſeien. 
Der Kaiſer unterſagt dieſes Vorgehen, das im Widerſpruch ſtehe zu 
den von ihm und ſeinen Vorgängern erteilten Privilegien. Er be— 
ſtimmt, daß den Bürgern, die ihm und ſeinen Vorgängern am Reiche 
ſtets Dienſte geleiſtet, insbeſondere Heerſteuer entrichtet hätten, das 
Recht des Heerſchildes gewährleiſtet ſein ſolle, vermöge deſſen ſie zum 
Empfang und Beſitz aller Lehen von höheren Lehensherren, an die 
ſie durch den Tod einer Perſon niedrigeren Standes gelangten, für be⸗ 
fähigt und würdig zu erachten ſeien. Sie ſollten dieſe Lehen in gleicher 
Weiſe, wie die Ritter, genießen und es ſolle kein Lehensherr geiſtlicher 
oder weltlicher Art, von dem ſie dieſe Lehen trügen, ſich unterfangen, 
die Bürger an einem geringeren Lehensherren zu bringen, ſondern nur 
an einen höheren oder gleichſtehenden. Für Zuwiderhandlungen wird 
die Strafe der Reichsacht angedroht. 

In einer anderen Urkunde vom gleichen Tage und Orte befreit der 
Kaiſer gegen Zahlung von 150 Mark reinen Silbers die Bürger und 
Einwohner von Goslar, auch die dort wohnenden Juden, auf 3 Jahre 
von allen dem Reiche zu entrichtenden Steuern, damit ſie ſich deſto 
beſſer gegen die ſie befehdenden Räuber und Beläſtiger verteidigen 
könnten. Er verſpricht ferner, während dieſer Zeit keine Aenderung in 
der Vogtei über die Stadt Goslar und ihren Bezirk eintreten zu laſſen !). 

Die Arkunden führen hinein in Auseinanderſetzungen, die auch in 
anderen Städten um jene Zeit eine Rolle ſpielen und die die Frage 


1) Die Arkunde, an der an grünem Seidenfaden das — leider beſchädigte 
— kaiſerliche Siegel hängt, wird im Archiv der Stadt Goslar aufbewahrt. Dort 
befindet ſich auch noch eine zweite Ausfertigung der Arkunde, deren Wortlaut 
geringfügige Abweichungen aufweiſt. Abdruck ſowie Beſchreibung der Arkunden 
bei G. Bode, Arkundenbuch der Stadt Goslar und der in und bei Goslar 
belegenen geiſtlichen Stiftungen IV (Halle 1905), 120. — Das Goslarer Ar— 
kundenbuch wird nachſtehend als A. B. ohne weiteren Zuſatz angeführt. 

2) A. B. IV, 121. Auch dieſe Arkunde iſt ebenſo wie die Mehrzahl der 
ſonſt hier herangezogenen Aufzeichnungen im Goslarer Stadtarchiv überliefert. 


der Lehensfähigkeit der Bürger betreffen. Dieſe Frage aber gewinnt 
für Goslar eine beſondere Note, die durch die Verhältniſſe des Berg— 
baus am Rammelsberge und die Bergpolitik des Goslarer Rates be— 
dingt wird. Es dürfte ſich verlohnen, aus Anlaß der ſechshundert— 
jährigen Wiederkehr des Tages, an dem die Urkunden erteilt wurden, 
den Zuſammenhängen, in die ſie einzureihen ſind, einmal genauer 
nachzugehen. 


II. Unter dem Rechte des „Heerſchildes“ iſt, wie ſich zum Teil ſchon 
aus dem mitgeteilten Inhalt der zuerſt erwähnten Urkunde ergibt, 
zu verſtehen das Recht der vollen Lehensfähigkeit'). Nur wer den 
Heerſchild beſaß, konnte ein rechtes Lehen, d. h. ein ſolches, das mit 
einem Vaſallenverhältnis und der Verpflichtung zum Reichskriegsdienſt 
verbunden war, erwerben. „Vollkommen an Lehenrecht“ war aber 
lediglich ein Mann von Rittersart, bei dem ſich mit ritterlicher 
Abſtammung (Ritterbürtigfeit) ritterliche Lebensweiſe vereinigte‘). 
Andere Perſonen, die ſich nicht im Beſitze des Heerſchildes befanden, 
wie Frauen, Geiſtliche und Bauern, an ſich aber auch die ſtädtiſchen 
Bürger, konnten zwar Lehen, die nicht zum Reichskriegsdienſt befähig⸗ 
ten, namentlich ſogen. Bauernlehen, erlangen, von dem Erwerbe eines 
echten Lehens waren ſie ausgeſchloſſen. 


Bei den Inhabern des Heerſchildes, die die uneingeſchränkte Lehens— 
fähigkeit beſaßen, galten aber wieder ſtändiſch bedingte Unterſchiede“. 
Sie waren eingegliedert in die einzelnen Stufen der Heerſchildordnung, 
die ſich als ein Syſtem der Ueber- und Unterordnung nach lehen— 
rechtlichen Geſichtspunkten darſtellte. Die Eingliederung hatte zur 
Folge, daß der Lehensträger nur von einem Höherſtehenden in dem 
Heerſchildaufbau ein Lehen annehmen durfte. Empfing er ein Lehen 
von einem Gleich- oder gar Niedrigergeſtellten, jo zog das eine Minde- 
rung des Heerſchildes, ein Herabſinken auf eine tiefere Stufe desſelben 
nach ſich. Aus dieſem Grunde war es nach Lehnrecht auch den Lehens— 
herren unterſagt, durch eine Veräußerung ihrer Rechte die Stellung der 
Vaſallen zu verſchlechtern, indem fie etwa das Lehen an jemand über: 
trugen, der geringeren Standes war als fie ſelbſt'). 


3) Vgl. zum folgenden J. Ficker, Vom Heerſchilde. Ein Beitrag zur 
deutſchen Reichs- und Nechtsgeſchichte (Innsbruck 1862); F. Frensd orff, 
Die Lehensfähigkeit der Bürger, Nachr. der Geſellſchaft der Wiſſenſchaften zu 
Göttingen, Philol.-hiſtor. Klaſſe 1894, Nr. 4, S. 1-56; R. Schröder und 
E. Frh. v. Künßberg, Lehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte, 7. Aufl. 
(Berlin und Leipzig 1932), S. 430f. Aus dem Goslarer Schrifttum ſind zu 
nennen die Arbeiten von G. F. Hartmann, Specimen juris publici Gos- 
lariensis de jure austregarum legalium, liberae ac imperiali reipubl. Goslar. 
competente (Goslar 1721) und J. H. Michaelis, Nachricht aus der Ge- 
ſchichte und Arkunden vom Heerſchildts-Rechte, insbeſondere vom Heerſchilde 
der Kayſerl. Freyen Reichs-Stadt Goslar und daſiger Rahts-Perjonen (Peine 
1766), ferner O. Göſchen, Die Goslariſchen Statuten (Berlin 1840), S. 119, 
120, 215f., 5158/6. 

) Schröder -v. Künßberg, S. 430. 

5) Ficker, S. 7f. 

6) Frensdorff, S. 4718. 


Nach dem Rechte des Heerſchildes in dem umſchriebenen Sinne 
ſtrebten nun aber nicht nur 11 5 ſondern ebenfalls andere Perſonen, 
in erfter Linse die Bürger der Reichsſtadte). In Abweichung von den 
nt des ſtrengen Lehenrechtes haben es die ſtädtiſchen Bürger: 
5 . vermocht, ſich kaiſerliche Privilegien zu verſchaffen, 
5 en das Recht des Heerſchildes zuerkannten und die um ſo wirk— 
ſamer waren, als die Lehensfähigkeit nicht zu Gunſten einzelner 
aloe Perſonen, ſondern an die Bürger der betreffenden Stadt er: 
eilt wurde. Allerdings iſt dabei nur mit beſtimmten Schichten der 
ſtädtiſchen Bevölkerung, wie den Angehörigen des Stadtpatriziats, den 
ratsfähigen Familien oder den Mitgliedern des Rates ſelbſt — und 
zwar zunächſt in ihrer Geſamtheit — zu rechnen‘). 


Die Entwicklung in dieſer Richtung, die offenſichtlich von den Herr⸗ 
ſchern begünſtigt wurde, vollzog ſich nicht ohne heftigen Widerſtand 
des Adels. Sie iſt in Norddeutſchland langſamer verlaufen als auf 
ſüddeutſchem Boden. Auch als ſich die Lehensfähigkeit der Bürger durch⸗ 
zuſetzen begann, will der Adel den Bürgern nur ein unvollkommenes 
Lehnrecht zugeſtehen, ſucht er insbeſondere zu ihren Ungunſten das 
Verbot auszuſchalten, daß der Lehnsherr das Lehen nicht an einen 
Antergenoſſen, eine Perſon von geringerem Stande, als er ſelbſt, aus⸗ 
tun dürfe. Und immer wieder ſind kaiſerliche Anordnungen erlaſſen, 
die ſich gegen das Vorgehen des Adels richteten und den Bürgern 
den uneingeſchränkten Beſitz des Heerſchildes und die volle Lehens— 
fähigkeit zu ſichern bezweckten“). . 


III. Wie bereits einleitend bemerkt wurde, ſind auch in Goslar der 
Ausſtellung der Heerſchildurkunde vom 3.11. 1340 Streitigkeiten voraus⸗ 
gegangen, denen eine Anzweifelung der Lehensfähigkeit der dortigen 
Bürger zu Grunde lag und bei denen die Ueberlaſſung erledigter 
Lehen an geringere Lehensherren zu Beeinträchtigungen der Bürger 
geführt hatte. Inſoweit würden die Dinge hier durchaus in den all⸗ 
gemeinen Rahmen der Entwicklung fallen, wie ſie vorſtehend geſchildert 
iſt. Das volle Verſtändnis der Urkunde aber erſchließt ſich erſt, wenn 
ſie nicht allein unter dieſem Geſichtswinkel betrachtet, ſondern zugleich 
in einen anderen, für Goslar kennzeichnenden Zuſammenhang gerückt 
wird. Die Abſichten, von denen ſich der Goslarer Rat bei der Erwir⸗ 
kung der Urkunde leiten ließ, liegen im Bereich politiſcher Beſtrebungen, 
die in erſter Linie mit dem Bergbau am Rammelsberge und den in 


) Schröder -v. Künßberg, S. 431, Anm. 7. Kaiſerliche Privi- 
legien, die die Bürger beſtimmter Städte zum Empfang von Lehen befähigten, 
find z. B. bekannt für Baſel (1227), Rheinfelden (1274), Breiſach (1275), 
Wiener Neuſtadt (1277), Wien (1278), und Speyer (1315) (Frensdorff, 
S. 40/1). Die vornehmſten Lehen waren die, die unmittelbar von dem Reiche 
herrührten. Gunſtbriefe mit der ausdrücklichen Ermächtigung, Reichsgut zu 
Lehen zu empfangen, erhielten die Bürger von Nordhauſen (1290) und Dort- 
mund (1314), doch ſcheinen Fälle dieſer Art nicht häufig zu fein (Frens- 
dorff, S. 41/2). 

) Frensdorff, 

) Frensdorff, 


39/40. S. ferner unten Anm. 45. 
. 48f. 
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Bezug auf ihn verfolgten Zielen in Verbindung ſtehen, fie erhalten erſt 
von hier aus ihre volle Beleuchtung. 

Das, was dem Vorgehen des Rates nach dieſer Seite hin das Ge— 
präge gibt, iſt das Bemühen, den Bergbau am Rammelsberg, die 
Quelle des Wohlſtandes und der Bedeutung Goslars, den ſtädtiſchen 
Intereſſen dienſtbar zu machen. Sein Ziel war, „nicht allein die 
Schätze des Berges für ſich zu heben, vielmehr noch darüber hinaus 
auch die volle Herrſchaft über den Berg zu gewinnen, um frei, ohne 
Einſpruchsrechte fremder Herren, über ihn zu verfügen und dadurch 
eine umfaſſende, allein der Stadt zugute kommende Ausnutzung der 
metallenen Schätze vorzunehmen“). In dieſer Politik des Goslarer 
Rates aber bildet der Erwerb der ſogen. „Vogteigeldrenten“ und in 
Verknüpfung damit wieder die Erlangung der vollen Lehensfähigkeit 
für die Bürger ein wichtiges Glied. 

Bei den „Vogteigeldern“ in Goslar hat man zu denken an Renten, 
die auf die vor allem aus den Erträgniſſen des Bergbaus fließenden 
Einkünfte der ſeit dem Ende des 11. Jahrhunderts beſtehenden Reichs— 
vogtei Goslar angewieſen waren. Mit ihnen waren ſeit den Zeiten 
Friedrich Barbaroſſas ritterliche Familien aus der Umgebung der 
Stadt, namentlich die Burgmannen der benachbarten Harzburg, belehnt 
gegen die Verpflichtung, den Bergbau zu ſchützenn). Es handelt ſich 
alſo hier um eine Form der „Kammerlehen“, deren Gegenſtand nicht, 
wie in der Regel, ein Grundſtück, ſondern eine Geldrente bildete, die aus 
den in die kaiſerliche „Lammer“ fließenden Einnahmen der Vogtei— 
verwaltung zu decken war. Verpflichtet zur Auszahlung der Renten 
war der kaiſerliche Vogt, in deſſen Händen die Erhebung der Einkünfte 
in der Reichsvogtei Goslar lag”). 

Schon bald nach der Begründung der ſtädtiſchen Selbſtändigkeit, die 
in dem Aufkommen des Rates zu Beginn des 13. Jahrhunderts ihren 
Ausdruck fand, müſſen die Männer, die damals die Geſchicke der Stadt 
leiteten, den Plan gefaßt haben, dieſe Renten den Goslarer Bürgern 
zuzuwenden. Dabei galt es nicht nur, den Bürgern Anteil an den 
Erträgen des Bergbaues zu verſchaffen, ſondern auch auf dieſem Wege 
Einfluß auf den Bergbau ſelbſt zu nehmen und die Einwirkungen 
ſeitens dritter Beteiligter, die mit Vogteigeldrenten beliehen waren, 
auszuſchalten. 


Bode, A. B. III, Einl. S. XXXI. 

) Das zeigt z. B. eine Vorſchrift der Bergordnung Herzog Albrechts 
von Braunſchweig für den Harz vom 25. 4. 1271 (A. B. II, 169). Es heißt hier 
im $ XXIII: „De de gelt hebbet ut des rikes vogedye, de scullet de wolt- 
lude bevreden unde beschermen liker wis alse or egene gut.“ 

*) Mit Bezug hierauf ſchreibt das Privileg König Friedrichs II. vom 
13. 7. 1219 für Goslar (A. B. I, 401, S XLIV) vor: „Nullius burgensis ve! 
silvani bona pro beneficiis de advocatia solvendis debent pandari. nisi 
tantum bona ipsius civitatis advocati.“ Die deutſche Aberſetzung des Pri— 
vilegs (A. B. J, 40la) hat an dieſer Stelle: „Neynes borghers edder wolt- 
werchten gut schal bekummert werden in sulker wise, dat ghemeinliken 
panden het. vor leen to betalende van der voghedye, behalver allene der 
stad voghet.“ 


4 


Den beiten Beweis für das frühzeitige Einjegen und die Ziel— 
ſtrebigkeit dieſer Politik bildet die Anlage eines Verzeichniſſes der 
mit jährlichen Geldrenten aus der Vogtei in Goslar belehnten Per- 
ſonen, die in Geſtalt einer Pergamentrolle von 15,5 Zentimeter Breite 
und 1,29 Meter Länge im Goslarer Stadtarchiv verwahrt wird. Dieſe 
Vogteigeldlehnrollen), um das Jahr 1258 als Reinſchrift oder als 
Zuſammenſtellung früherer Aufzeichnungen angefertigt, enthält eine 
Aufzählung der Berechtigten, die in der Zeit zwiſchen 1244 und 1258 
Zahlungen aus der Reichsvogtei Goslar zu empfangen hatten, ſowie 
ihrer Afterlehensträger, unter denen ſich bereits eine Reihe von 
Goslarer Bürgern befindet. Sie kann keine andere Aufgabe gehabt 
haben, als die, den Uebergang der Renten in ſtädtiſche Hand vor- 
zubereiten. Dafür ſpricht auch der Umſtand, daß die Vogteigeldlehn— 
rolle von dem erſten urkundlich erwähnten Stadtſchreiber von Goslar, 
Heinrich von Freiberg, verfaßt iſt, der dabei im Auftrage des Rates 
tätig geworden ſein wird ). Vielleicht ſteht die Aufitellung der Rolle 
in Verbindung mit der Tatſache, daß einige Jahre vorher, am 3. 4. 1252, 
König Wilhelm von Holland dem Rat und den Bürgern von Goslar 
ein Privileg gewährt hat, das außer einer Beſtätigung ihrer alten 
Freiheiten und Rechte eine hier einſchlägige Beſtimmung enthält. Der 
Köng befiehlt, daß der Vogt, den er der Stadt ſetze, alle von dem Reiche 
rechtmäßig Belehnten wegen ihrer Anſprüche aus den Einkünften der 
Vogtei befriedigen jolle”). Die Annahme drängt ſich auf, daß dabei in 
erſter Linie an die Vogteigeldlehen zu denken iſt, die für die Goslarer 
Bürger eine beſondere Bedeutung beſaßen. Und dieſe Annahme findet 
eine Stütze darin, daß in den folgenden Jahrzehnten mehrfach der 
Erwerb von Vogteigeldrenten durch die Stadt Goslar, aber auch der 
Ausbruch von Streitigkeiten wegen dieſer Renten bezeugt it"). 


Der Gedanke, der in der Urkunde vom 3. 4. 1252 anklingt, gelangt in 
noch beſtimmterer Form zum Ausdruck in einem Privileg vom 5. 4. 
1290 *), das König Rudolf von Habsburg den Bürgern verleiht. Er 
erteilt ihnen, abgeſehen von anderen Gnadenerweiſen, die Zusage, daß 
der Vogt, der jeweils für die Stadt beſtellt iſt, die vom Reiche belehn- 
ten Bürger nach Gebühr bei ihren Lehen fördern ſoll, und bewilligt 
ihnen weiter, daß ſie die Reichslehen, die von der Stadt verwaltet 


werden, durch Kauf an ſich bringen dürfen, wenn ſie nur an— 


23) K. B. II, 606. S. dazu Bode, Mitteilungen aus dem Archive der 
Stadt Goslar, Zeitſchr. des Harzvereins für Geſchichte und Altertumskunde 
(= Harz-3.) 5 (1872), S. 450-490; A. 3. II, Einl., S. 40/1. RR 

) Steinberg, Die Goslarer Stadtſchreiber und ihr Einfluß auf die 
Ratspolitit bis zum Anfang des 15. Jahrhunderts, Beitr. zur Geſch. der Stadt 
Goslar 6 (1933), S. 10. 

15) A. B. II, 12: „Ad hec volumus, ut advocatus, quem prefecerimus 
ipsi loco. expediat redditibus feudorum omnes ab imperio legitime in- 
feudatos-“ 

1) Bode, A. B. II, Einl. S. 41. 

17) 4.2. II, 379. 


erkennen, die Lehen vom Reiche inne zu haben“). Daß dabei 
wiederum zunächſt mit den Vogteigeldlehen zu rechnen iſt, dürfte nach 
der ganzen Sachlage keinem Zweifel unterliegen. Die Faſſung 
der Urkunde läßt auch erkennen, daß der Erwerb und Beſitz 
der Vogteigeldrenten nicht eine Angelegenheit iſt, die lediglich die ein— 
zelnen Bürger betraf, ſondern daß ſich die Stadt bei ihrer Verwaltung 
eingeſchaltet hat. 

Bei der Urkunde vom 5. 4. 1290 wirft offenbar ſchon die ſich 
damals anbahnende Umgeſtaltung im Verfaſſungsaufbau der Stadt 
ihre Schatten voraus, die die Entwicklung während des ganzen ſpäteren 
Mittelalters entſcheidend beeinflußt hat”). Im Jahre 1290 gelingt der 
Stadt nämlich der anſcheinend ſchon länger erſtrebte Erwerb der Reichs⸗ 
vogtei, die inzwiſchen als Reichslehen an die Herzöge von Sachſen ge— 
langt war, von denen ſie wieder die Grafen von Woldenberg zu Lehen 
trugen. In einer Urkunde vom 6. 5. 129055) verkauft Graf Heinrich 
von Woldenberg ſeine Rechte dem Rate und den Bürgern von Goslar 
und reicht die Vogtei ſechs namentlich aufgezählten Bürgern zu des 
Rates Händen zu Lehen. Weiter kommt es in dem gleichen Jahre 
nach heftigen Kämpfen durch Vermittlung des Königs ſelbſt zu einer 
Einigung zwiſchen den Kaufleuten und den übrigen ſtädtiſchen Gilden 
auf der einen, der Genoſſenſchaft der Berg- und Waldleute, der Mon— 
tanen und Silvanen, auf der anderen Seite, die auch in einer Neu: 
ordnung der Ratsverfaſſung ihren Ausdruck findet. Dagegen ſind die 
Ritterfamilien, die bis nach der Mitte des 13. Jahrhunderts im Rate 
das Übergewicht beſaßen, deren Stellung aber ſeitdem immer mehr 
erſchüttert war, jetzt endgültig aus dem Rate verdrängt. Zum großen 
Teil verlaſſen ihre Angehörigen die Stadt, der ſie in der Folge feindlich 
gegenüber treten?). 

Fragen wir, wie die geſchilderten Ereigniſſe auf die Rechtslage der 
Vogteigeldlehen eingewirkt haben, ſo waren mit dem Ankauf der Rechte 
der Grafen von Woldenberg durch den Rat im Jahre 1290 keineswegs 
ſchon alle Beziehungen der Goslarer Vogtei zum Reiche gelöft””). Aber 
es war jetzt nicht mehr der Kaiſer, ſondern der Rat, der den Vogt 


1) „Volumus eeiam, ut, siquis advocatus pro tempore eidem eivitati 
prefectus fuerit, cives infeodatos ab imperio de feodis suis, prout de jure 
tenetur, debeat expedire. Preterea ipsis eivibus in augmentum amplioris 
gracie concedimus et liberaliter indulgemus, ut eives ipsius ceivitatis feoda 
illa, que tenentur ab imperio, que etiam ab ipsa civitate administrantur, per 
modum empeionis ipsis vendicare valeant, dummodo hee recognoscant ab 
imperio in feodum se tenere.“ 

10) Näheres über die Vorgänge des Jahres 1290 bei Frölich, Die 
Verfaſſungsentwicklung von Goslar im Mittelalter, Zeitſchr. der Sav.-Stif— 
tung f. Nechtsgeſch., Germ. Abt. (= 3. R. G., Germ. Abt.), 47 (1927), 
S. 287 —486, insbeſ. S. 424f. 

20) A. B. II, 384. 

21) Bode, A. B. II, Einl., S. 44f; Frölich, Verfaſſungsentwicklung 
von Goslar, S. 415 /. 

22) Aber dieſe Verhältniſſe, namentlich die nicht ganz durchſichtige Stel— 
lung des Goslarer Vogtes nach 1290 ſ. Frölich, a. a. O. S. 425, 429f. 
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beſtellte, dem nach wie vor die Erhebung der Einnahmen aus der 
Reichsvogtei, ſowie die Entrichtung der Vogteigeldrenten oblag. Und 
damit bot ſich für den Rat eine Handhabe, auf die Auszahlung der 
Renten Einfluß zu nehmen, dabei die Bürger zu begünſtigen, den 
übrigen Berechtigten aber Schwierigkeiten zu bereiten. Bei dieſer 
Sachlage, die der Rat gewiß ſchon vor dem Ankauf der Reichs vogtei bei 
der Erwirkung des Privilegs vom 5. 4. 1290 ins Auge gefaßt hatte, 
lag es nahe, daß nunmehr verſtärkte Bemühungen einſetzten, die auf 
die Überführung der Vogteigeldlehen in ſtädtiſche Hand abzielten. Als 
ein Ausdruck dieſes Strebens kann eine Niederſchrift des Vogtes Herzo 
von Barum vom 25. 7. 1314 gelten, die über das Maß der Anteilnahme 
der Berechtigten an den Einkünften der Vogtei zu Goslar Auf: 
ſchluß gibt's). 

Andererſeits iſt es verſtändlich, daß es hierbei nicht ohne Zerwürf⸗ 
niſſe und Streitigkeiten abging. Schon eine Urkunde vom 8. 3. 12965“) 
berichtet über eine Beſchwerde der Ritter Ludolf und Burchard 
von Cramm wegen der Verweigerung der Darreichung eines ihnen in 
der Stadt Goslar aus der Vogtei erblich zuſtehenden Zinſes und wegen 
der Säumnis und Hinderung in Anſehung eines andern Zinſes ſeitens 
des dortigen Vogtes. Und in den nächſten Jahrzehnten reißen die 
Auseinanderſetzungen der Stadt mit einer Reihe adliger Familien 
nicht ab). Dabei hat wohl auch der Umſtand Bedeutung gehabt, daß 
ſeit dem Beginn des 14. Jahrhunderts die Erträgniſſe aus dem Berg: 
bau und damit die Einnahmen der RNeichsvogtei ſtändig zurückgingen 
und daß infolgedeſſen die Auszahlung der Vogteigeldlehen in dem 
bisherigen Umfange auf Schwierigkeiten ſtieß. 

Bei dieſen Auseinanderſetzungen muß nun, wie die ſpätere Ent- 
wicklung zeigt, die Frage der Lehensfähigkeit der Bürger angefangen 
haben, eine Rolle zu ſpielen. Der Adel hat offenbar den Bürgern das 
Recht des Heerſchildes, die Fähigkeit, Lehen zu erlangen, beſtritten, um 
den übergang der Vogteigeldeinkünfte auf die Stadt als unrechtmäßig 
hinzuſtellen. Er ſträubte ſich gegen die Verafterlehnung der Vogtei 
gelder an Goslarer Bürger nicht nur wegen der ſchon erwähnten, ſeit 
dem übergang der Vogteirechte auf die Stadt gegebenen Möglichkeit, 
die Bürger bei der Auszahlung der Renten zu bevorzugen. In Betracht 
kam vielmehr ferner, daß ſich infolge der Weiterverleihung der Renten 
an die Bürger die Ausſicht auf einen Heimfall dieſer Lehen beim Aus⸗ 
ſterben der zunächſt damit bedachten Familien, alſo der erſten After⸗ 
lehensträger, verflüchtigt“). Die Stellungnahme der Goslar feindlich 
geſonnenen Adelsgeſchlechter wird ſchließlich mit dadurch beſtimmt ſein, 
daß ſich im Verfolg der beſchriebenen Verfaſſungsänderung die ſtände— 
rechtliche Schichtung der ſtädtiſchen Bevölkerung weſentlich verſchoben 
hatte. Vor 1290 waren Träger der ſtädtiſchen Politik und Lehensinhaber 


23) A. B. III, 342. 

24) KA. B. II, 500. 

25) Hartmann, S. 17f.; Michaelis, S. 7/8; Bode, Harz. 5, 
S. 461f. 
26) Bode, Harz-3. 5, S. 460. 


von Vogteigeldrenten in erſter Linie die Angehörigen der Ritter— 
familien, gegen deren Lehensfähigkeit Bedenken nicht zu erheben waren, 
und dieſe Familien hatten ihrerſeits kaum Anlaß, die Lehensfähigkeit 
der von ihnen weiter belehnten Angehörigen der übrigen bürgerlichen 
Kreiſe zu beanſtanden. Mit der Verdrängung der Ritter aus Rat und 
Stadt ergab ſich aber ein Gegenſatz, der durch den übergang der Vogtei— 
rechte auf die Stadt noch eine Vertiefung erfuhr. 

So kann es nicht Wunder nehmen, daß ſich die Stadt weitgehenden 
Anfechtungen ausgeſetzt ſieht, und daß ſich die Bürger an den Kaiſer 
wenden, um von ihm Schutz durch die Erteilung entſprechender 
Privilegien zu erlangen. Wir beſitzen in der Tat eine ganze Reihe 
von Gunſtbriefen Kaiſer Ludwigs, die alle durch einen gemeinſamen 
Grundgedanken zuſammengehalten werden. N 

In der erſten Urkunde, die in Betracht kommt, der vom 15. 6. 1331”), 
geſtattet der Herrſcher den Bürgern von Goslar, da ſie von Räubern 
und Bedrängern umgeben ſeien, jeden, der ſie mit gewaffneter Hand 
anfalle, ſelbſt nach Gerechtigkeit zu ſtrafen. Mit beſonderer Betonung 
ermächtigt er den Vogt der Stadt, die als Reichsglied anzuſehen ſei, in 
ihrem Gebiet unter Königsbann zu richten. In zwei weiteren Urkunden 
vom 8. und 15. 6. 1331) hebt der Kaiſer die Verpfändung der Hoheit 
in geiſtlichen und weltlichen Dingen über Perſonen und Sachen im 
Bezirke von Goslar an Herzog Heinrich von Braunſchweig wieder auf 
und nimmt er den den Grafen Burchard von Mansfeld und Konrad 
von Wernigerode erteilten Auftrag der Obhut über die Stadt zurück. 
Den gleichen Gegenſtand betrifft ſodann eine Urkunde vom 8. 5. 13325). 
In ihr widerruft Ludwig nochmals den Schutzauftrag für die genannten 
Grafen, er verweiſt die Bürger für Notfälle auf die Anrufung der 
kaiſerlichen Hilfe, befreit ſie auch für 5 Jahre von allen Steuern an 
das Reich und verſpricht, in jenem Gebiete keine Vogtei zu errichten 
oder zu verändern, wogegen die Stadt 300 Mark reinen Silbers an 
den Kaiſer zu zahlen hat. Als Grund für dieſe Gunſterweiſung wird 
wiederum hervorgehoben, daß die Stadt ſich deſto beſſer gegen Ein— 
dringlinge und Widerſacher verteidigen könne. Die Linie der Ent— 
wicklung wird dann fortgeführt durch ein entſprechendes Privileg vom 
16. 10. 1336°) mit einer Erſtreckung dieſer Vergünſtigungen, in die 
auch die in Goslar anſäſſigen Juden einbezogen werden”), auf die 
Dauer von 4 weiteren Jahren und ſie mündet aus in den zweiten, 
eingangs erwähnten Gunſtbrief vom 3. 11. 1340, der der Stadt gleich— 
zeitig mit der Verleihung des Heerſchildrechtes erteilt iſt. 


) A. B. III, 889. Die frühere Privilegienbeſtätigung vom 5. 8. 1323 
(A. B. III, 658) ſcheidet hier wohl noch aus. 

>) A. B. III, 888, 890. 

>) A. B. III, 914. 

0) A. B. IV, 17. 

1) Aber die Bedeutung der Urkunden vom 16. 10. 1336 und vom 3. 11. 
1340 (A. B. IV, 121, oben Anm. 2) für die Steuerpflicht der Goslarer Juden 
vgl. H. Fiſcher, Die Judenprivilegien des Goslarer Rates im 14. Jahr— 
hundert, Z. R. G., Germ. Abt. 56 (1936). S. 89—149, namentl. S. 97, Anm. 1, 
98, Anm. 2, 100/1, 105, Anm. 2. 
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Wenn nun an demſelben Tage dieſes Privileg und die Heerſchild— 
urkunde ausgeſtellt werden, und wenn in ähnlicher Form, wie es in 
den übrigen Urkunden geſchieht, im Eingang des Heerſchildprivileg- 
auf voraufgegangene Schädigungen der Stadt Bezug genommen wird, 
ſo dürfte die Annahme berechtigt ſein, daß nicht nur ein zeitlicher, 
ſondern auch ein ſachlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Inhalt der 
beiden Urkunden und ihrer Vorurkunden beſteht, deſſen Aufdeckung es 
geſtattet, Rückſchlüſſe auf ihre Tragweite und Bedeutung zu ziehen. 
Zwar nicht ausſchließlich, aber doch vorwiegend bezwecken die Privi⸗ 
legien, die Stadt in den Stand zu ſetzen, eine geſicherte Rechtsgrundlage 
wegen des von ihr — und zwar offenbar von Anfang an mit Billigung 
des Reichsoberhauptes — betriebenen Erwerbs der Vogteigeldrenten zu 
nee ſich aber gegen gleichwohl erfolgende Angriffe ſelbſt wirkſam 
zu verteidigen, ohne daran durch Vogtei-, Pfand⸗ oder Schutzverhältniſſe 
gehindert zu fein, die ſich auf kaiſerliche Erteilung gründeten”). 


) Man könnte, worauf mich C. Borchers aufmerkſam macht, die 
Frage aufwerfen, ob die f Jerkeihung des Heerſchildrechtes von den 
Bürgern von Goslar nicht vielleicht angeſtrebt wurde im Hinblick auf die 
Politik der Stadt, die den Erwerb der in der Nähe von Goslar belegenen 
Burgen und Schlöſſer als Stützpunkte von Handel und Verkehr anſtrebte, wie 
es bei den Schlöſſern Neu-Wallmoden, Seeſen, Lutter (Bode A. B. III, Einl. 
S. XXV, der „Vienenburg (A. B. IV, 161, 419, 436) und der Liebenburg bei 
Othfreſen (Frölich, Arch. f. Arkundenforſchung VIII, 1923, ©. 241/42, 244.) 
der Fall war. Daß die Stadt ſich in dieſen Fällen in der Regel lediglich den 
Pfandbeſitz der Schlöſſer ſicherte, würde dieſer Auffaſſung nicht entgegen- 
ſtehen, da der Pfandbeſitz oft nur als Vorſtufe des Eigentumserwerbs erſcheint 
(auch Frensdorff, S. 45). Aber es fehlt doch, ſoweit ich ſehe, in dem 
ganzen hier in Betracht kommenden Arkundentum an einem Hinweis darauf, 
daß die mangelnde Lehensfähigkeit der Bürger dieſem Vorgehen Schwierig— 
keiten bereitet hätte, und daß dadurch der Wunſch nach Erlangung des Heer— 
ſchildrechtes ausgelöſt wäre. Eine Andeutung in dieſer Richtung kann man 
auch kaum den Urkunden vom 5. 12. 1302 und vom 4. 11. 1310 wegen der 
Liebenburg (A. B. III, 34 u. 227) entnehmen, in denen es übereinſtimmend 
heißt, daß die Biſchöfe von Hildesheim „scolen oe de stat van Goslere an 
alleme irme rechte lathen, dat se van deme rike hebbeth“. Ebenſowenig 
zeigen ſich Beanſtandungen bei dem Erwerb der Reichsvogtei durch Goslar 
von den Grafen von Woldenberg im Jahre 1290 (oben Anm. 20), bei der die 
Vogtei ſechs benannten Bürgern zu Haͤnden des Rates zu Lehen gereicht wird 
(Ark. v. 6. 5. 1290, A. B. II, 384). Wie es ſcheint, hat es damals noch der 
Einfluß des Königs vermocht, Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen. 
Das gleiche Bild ergibt ſich bei einem weiteren Reichslehen in der Nähe von 
Goslar. Es betrifft den Steinberg bei Goslar, den in der zweiten Hälfte des 
13. Jahrhunderts die Herren von Wallmoden als Anterlehensträger der 
Grafen von Wernigerode von dem Kaiſer zu Lehen tragen und der ſich um 
1286 als Afterlehen der Herren von Wallmoden in der Hand zweier nicht— 
adliger Goslarer Bürger befindet. Auch bei dem gegen Ende des 14. Fahr: 
hunderts erfolgten Erwerb des Steinberges durch die Stadt Goslar und der 
Belehnung von zwei Ratsherren mit ihm zu Händen der Stadt werden be- 
ſondere Anforderungen an die Lehnsfähigkeit der Lehnsträger aus dem Rate 
nicht geſtellt. Allerdings handelt es ſich hierbei um einen Vorgang, der 
bereits längere Zeit nach der Verleihung des Heerſchildrechtes im Jahre 1340 
liegt (val. hierzu Frölich, Zeitſchr. d. Hiſtor. Ver. f. Niederſachſen 86, 
1921, S. 105f.). 
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IV. Auch in der Folgezeit ſtoßen wir auf Erörterungen, die den 
Erwerb von Vogteigeldlehen durch die Stadt ſowie die Auszahlung 
der Renten betreffen und die ebenfalls die vorſtehend aufgedeckte 
Verkoppelung mit dem verliehenen Heerſchildrechte erkennen laſſen. 
Nachdem inzwiſchen wiederum mehrfach Verpfändungen der Stadt 
erfolgt und Vögte für ſie beſtellt, ſowie Privilegienbeſtätigungen ohne 
ausdrückliche Bezugnahme auf die Vogteigeldrenten und das Heer— 
ſchildrecht ergangen waren”), gewährt Kaiſer Karl IV. ein neues 
großes Privileg vom 4. 11. 1357). In der Urkunde verſpricht der 
Herrſcher dem Rate und den Bürgern von Goslar, daß die Stadt 
niemals wegen irgend eines Vorteils oder einer Notlage durch Ver— 
pfändung, Schenkung oder Tauſch von dem Reiche getrennt werden 
ſolle. Er geſtattet den Empfängern der Urkunde ferner, das Reichs- 
lehngut, 350 Mark Silber in der Vogtei daſelbſt, unter welchem Titel 
auch es von dem Reiche vergabt ſei, von den Lehnsträgern einzulöſen 
und zu beſitzen, bis das hierfür aufgewendete Geld von dem Reiche 
zurückgezahlt ſei. Weiter werden, wie in den früheren Fällen, die 
Bürger ermächtigt, ſich aller Angreifer und Schädiger auf ihrem 
Gebiete zu erwehren. 

Beachtung verdienen ſodann Vorſchriften, die ſich in einer Urkunde 
vom 17. 4. 1367”) finden, in der ſich der Rat von Goslar mit Bernd 
von Dörnten wegen der ihm eingetanen Vogtei vergleicht. Die Ab— 
faſſung des Schriftſtücks hängt vielleicht zuſammen mit der Tatſache, 
daß es der Stadt inzwiſchen gelungen iſt, ſich von den Beſchränkungen 
zu befreien, die bis dahin noch mit dem nur lehnsweiſen Beſitz der 
Reichsvogtei verbunden waren”). Der neue Stadtvogt, den der Rat 
einſetzt, ſoll auf ſeine eigene Gefahr die Einnahmen aus der Vogtei, 
insbeſondere der Münze und dem Kupferzoll, ziehen. Er ſoll auch die 
Stadt entlaſten von den Lehen, die man aus der Vogtei zu entrichten 
pflegt, und von dem Gelde, das ihm die Stadt gibt, ſoll er zunächſt die 
Lehen auszahlen, die die Goslarer Bürger in der Vogtei haben. Was 
dem Rate recht dünke, ſolle auch ſein Wille ſein. Und ferner ſoll er 
den Rat darüber unterrichten, wo und wem er die Lehen gegeben 
habe”). Hier kommt ganz unverblümt das zum Ausdruck, was wir 
ſchon um das Jahr 1290 als Ziel der Politik des Rates in Bezug auf 
die Vogteigeldrenten unterſtellen zu können glaubten”). 


„) Bgl. die Urkunden A. B. IV, 175, 349, 354/5, 433. 

3) A. B. IV, 608. 

>) Hl. B. V, 83. 

„) Frölich, Verfaſſungsentwicklung, S. 467f. 

*) „Vortmer so scal ek entweren de stad van den lenen, de men 
p'eghet ut der voghedye to ghevende, unde van deme ghelde, dat mek de 
stad ghift, scal ek tovoren de leen gheven, de de borghere van Goslere in 
der voghedye hebbet. Ok hebbe ek ghewillkoret. wat dem rade recht 
duncket wesen, dat scal min wille sin ...... Ok scal ek dem rade 
besereven gheven, wur unde weme ek de leen hebbe ghegeven.“ Ahnlich 
auch das Goslarer Stadtrecht aus der Mitte des 14. Jahrhunderts (Göſchen, 
Die Goslariſchen Statuten, S. 84, 3. gf.): „Welken voghet de rat sat. de 
schal deme rade vorwissenen, de len to ghevende.“ 

„s) Oben ©. 7. 
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Darüber, daß bei den während des ganzen 14. Jahrhunderts an- 
haltenden Streitigkeiten wegen der Vogteigelder aber auch weiter 
die Frage der Lehensfähigkeit der Goslarer Bürger eine Rolle geſpielt 
hat, gewährt eine Niederſchrift vom 30. 8. 1386”) Auskunft. In ihr 
bezeugt Hans von Vlotede, Vogt zu Goslar, den Gang eines vor ihm 
in Abweſenheit des Beklagten zum Austrag gebrachten gerichtlichen 
Perfahrens in einer Streitſache des Rates und mehrerer Bürger zu 
Goslar gegen Otto von der Gowiſche wegen gewiſſer Forderungen und 
Entſchädigungsanſprüche. Die Kläger beſchuldigen den Beklagten u. a. 
wegen Geldes, das auf die Vogtei in Goslar angewieſen war und das 
er ihnen zu Unrecht vorenthalte, wegen verweigerter Belehnung ſowie 
wegen unbegründeter Abdringung einer Handänderungsgebühr, der 
ſogen. Lehnware. Es werden die Urteilfinder von dem Vogt befragt: 
„int dem male dat de rad unde de borghere to Gosler den herſchild 
hebben von deme hilgen rike, wer ſe Otte icht belenen ſculle ane gheld, 
unde wat he on mit unrechte darum afgedrungen hedde, wer he on dat 
bon rechtes weghen icht wedder don ſcolde?“ And das Arteil ergeht 
dahin: „jint dem male dat je den herſchild hedden, jo ſeolde he je belenen 
ane gheld unde hedde he on mit unrechte darum wat afgedrungen, dat 
ſcolde he on wedder don.“ 0) 


V. In der Aufzeichnung vom 30. 8. 1386 wird jedoch zugleich ein 
anderer Gedanke berührt, der im weiteren Verlauf der Dinge die Ent— 
wicklung beherrſcht und die Bedeutung des Heerſchildrechtes für den 
Erwerb und die Behauptung der Vogteigeldlehen zurücktreten läßt. Der 
Rat und die Bürger von Goslar hatten Otto von der Gowiſche auch 
beſchuldigt“), daß „he on afgedrungen hedde mit unrechte unde anderen 
luden dar to gehulpen wol anderhalf hundert mark, dat vogedyegheld 
geheten were, alſe dat rede verwoſtet unde verworden were, dat dat 
hilge rike dat one verwiſet hedde“, und ihm ferner vorgeworfen, daß „he 
le hindere unde anſprake an orer keyſerliken unde konnincliken vryhey 
unde rechte, dar ſe dat hilge rike mede begnadet unde on gegheven hebbe, 
unde do on dat mit deme ghelde, dat wogedyegheld geheten were, unde 
alſe dat verwoſtet unde verghan ſy, dar men dat plege von to gevende, 
unde alſe dat hilge rike um merkliker echter not willen dat wedder— 
ropen hebbe“. 

Im Finblick hierauf wird gefragt: „ſint dem male dat dat berch— 
werk unde woltwerk, dar dat vogedyegheld ane verwiſet was, ane des 
rades ſculde verwoſtet unde verghan ſin, unde dat hilge rike dat dorch 
merkliker not willen wedderropen hebbe, wer Otte ſe icht ſculle unan- 
ſpraket unde ungehindert dar an laten?“ Die Antwort lautet: „ſint 
dem male dat dat verwoſtet unde vergan were ane des rades ſculde, 
dar dat ane verwiſet hedde weſen, unde dat hilge rike dat wedderropen 
hedde, ſo ſcolde Otte de anſprake afdon unde ſe dar nichtes an 
hinderen.“ 


30) A. B. V 646. 
40) A. B. V S. 284, Z. 28f. 
) A. B. V S. 248, Z. 37f. 
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Das Urteil jpielt hier auf einen Geſichtspunkt an, der bereits etwas 
früher in einer Urkunde König Wenzels vom 21. 2. 1385”) hervor: 
gehoben war und der von da an in immer ſchärferer Ausprägung die 
Politik des Rates wegen der Vogteigelder beſtimmt. Mit dem Erwerb 
der Reichsvogtei durch den Rat war, wie bereits berührt wurde, der 
Vogt in Abhängigkeit von der Stadt geraten. Die Verpflichtung zur 
Auszahlung der Vogteigeldrenten, die dem Vogte oblag, mußte damit 
ihre Spitze mittelbar auch gegen die Stadt kehren, wenn einmal die 
Erträge des Bergbaus und die ſonſtigen Einkünfte der Reichsvogtei, 
auf die die Renten angewieſen waren, nachließen. Und dieſer Fall iſt, 
wie ſchon angedeutet wurde“), tatſächlich im Laufe des 14. Jahrhunderts 
eingetreten. Die Urkunde vom 21. 2. 1385 nimmt Bezug auf den Nieder- 
gang des Bergbaus, der, durch die Waſſersnot verurſacht, ſich ſchon ſeit 
längerer Zeit angekündigt hatte und um die Mitte des Jahrhunderts 
oder bald nachher zum völligen Erliegen der Gruben führte. Mit 
Rückſicht hierauf hob das Privileg König Wenzels vom 21. 2. 1385 das 
Vogteigeld auf, wodurch den Anſprüchen, die von ſeiten dritter Be⸗ 
teiligter gegen die Stadt geltend gemacht werden konnten, die Grund— 
lage entzogen war. Und das iſt auch die Sachlage, auf die ſich das 
Urteil vom 30. 8. 1386 ſtützt, wenn es die Anſprüche Ottos von der 
eg gegen die Stadt auf Vogteigeldzahlungen als unbegründet 
erklärt. 

Selbſtverſtändlich wurde dies Vorgehen von den Rentenberechtigten 
nicht ohne Widerſpruch hingenommen und es hat langer Bemühungen 
bedurft, bis es die Stadt vermochte, ihren Standpunkt, den ſie immer 
unverhohlener vertrat, durchzuſetzen. Er lief darauf hinaus, die Ver: 
pflichtung zur Entrichtung der Vogteigelder als eine Laſt hinzuſtellen, 
die durch den fortdauernden Betrieb des Bergbaus bedingt und die 
mit deſſen Einſtellung ohne weiteres erloſchen war, während dem Vogt 
nur die Rolle eines bloßen Beauftragten zugewieſen wurde, dem beim 
Wegfall der Erträgniſſe, die zur Deckung der Rentenzahlungen beſtimmt 
waren, überhaupt keine Verpflichtungen mehr oblagen. 

In welcher Weiſe dieſe Anſicht von der Stadt vertreten wurde, wie 
ſie in immer deutlicherer Weiſe in dem Wortlaut der erwirkten Privi- 
legien zum Ausdruck kam, und welcher Mittel ſich der Rat bediente, 
die Anwendung dieſer Gunſtbriefe ſicherzuſtellen, habe ich an anderer 
Stelle eingehend dargelegt“). Hier genügt es, darauf hinzuweiſen, daß 
es der Stadt — nicht immer auf geraden Wegen — ſchließlich gelungen 
iſt, ihr Ziel zu erreichen und der Schwierigkeiten und Beläſtigungen 
Herr zu werden, die ſich aus der Geltendmachung der Vogteigeldanſprüche 
gegen ſie ergaben. Damit entfiel natürlich weitgehend die Notwendig- 
keit, ſich des erlangten Heerſchildrechtes im Kampfe um die Vogteigelder 
und im Rahmen der ſtädtiſchen Bergpolitik zu bedienen. 


2) A. B. V, 577. 

3) Oben S. 7. 

) Frölich, Die Privilegienpolitif des Goslarer Rates in der zweiten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts, Zeitſchr. des Hiſtor. Vereins f. Niederſachſen 86 
(1921), S. 87-120. 
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JI. Trotzdem hat auch ſpäter die Verleihung des Heerſchildes an die 
Bürger von Goslar noch Bedeutung gehabt. Ihre Tragweite liegt aber 
jetzt in erſter Linie auf ſtänderechtlichem Gebiet und betrifft die Ritter— 
mäßigkeit und die Adelsvorrechte der dortigen Ratsherren als ſolcher. 
In einem Privileg vom 14. 1. 1506 hat König Maximilian die 
Heerſchildverleihung Kaiſer Ludwigs vom 3. 11. 1340 erneut beſtätigt 
in der Form, daß jede einzelne Ratsperſon der Stadt Goslar das Recht 
haben ſolle, Ritterlehen zu haben, zu tragen und zu empfangen. Zu⸗ 
gleich iſt in der Urkunde ausgeſprochen, daß wegen dieſer Stellung 
kein Ratsmitglied ohne merkliche Urſache und Verhandlung Zeit ſeines 
Lebens ſeines Amtes entſetzt werden könne“). Die hier verbriefte 
Rechtslage iſt den Goslarer Ratsperjonen dann anſcheinend bis zum 
Aufhören der Selbſtändigkeit der Stadt verblieben“). 

In einer Hinſicht hat allerdings die Erlangung des Heerſchildes und 
damit der vollen Lehnsfähigkeit durch den Rat und die Bürger von 


25 


PR * Michaelis, S. 27/29. Die Urkunde ftellt in etwas gewundener 
Form (s. Hierzu auch Michaelis, S. 7, 9/10) die Sache jo dar, als ob das 
Recht, rittermäßige Lehen zu tragen, bereits durch das Heerſchildprivileg von 
1340 jedem einzelnen Ratsmitglied uneingeſchränkt verliehen ſei. Ich habe 
Zweifel, ob die Arkunde von 1340, die nach dem oben Dargelegten in engſter 
Verbindung mit der Dogteigeld- und Bergpolitik des Rates ſteht, in dieſem 
Sinne auszulegen iſt, und möchte erſt in dem Privileg von 1506 die Grundlage 
für die behauptete Rechtsſtellung finden. Jedenfalls liegt aus dem Anfang 
des 15. Jahrhunderts eine Nachricht vor, die ſich in dieſem Sinne deuten läßt. 
Nach einer nur im Auszug überlieferten Arkunde vom 8. 1. 1410 macht König 
Ruprecht von der Pfalz den Hans von Ildehauſen, Ernſts Sohn, auf ſeine 
Lebenszeit „scheffenbar fry“ und verleiht ihm und ſeinen ehelichen Erben den 
„herschilt“ und das in der Aufzeichnung näher beſchriebene Wappen. Vgl. 
Chmel, Regesta Ruperti Regis Romanorum (Frankfurt 1834), Nr. 2843; 
Alfred Ritter Anthony von Siegenfeld, Die Wappenbriefe und 
Standeserhebungen des Römiſchen Königs Ruprecht von der Pfalz, Jahrbuch 
der K. K. Heraldiſchen Geſellſchaft „Adler“ N. F. 5/6 (Wien 1895), S. 395f., 
vor allem 420 / (XXXVII), 423, 428/9. Hans von Ildehauſen iſt in Arkunden 
vom 4. und 8. 1. 1410 als Ratsherr bezeugt (Frölich, Privilegienpolitik, S. 92, 
Anm. 20). Er hat ſomit erſt durch beſondere königliche Verleihung den Heer- 
ſchild erhalten, der hier übrigens in einer nicht mehr ganz den früheren Ver⸗ 
hältniſſen entſprechenden Weiſe in erſter Linie als ein Ausdruck der Wappen⸗ 
mäßigkeit des Privilegienempfängers erſcheint Anthony von Siegen 
feld, S. 432). Weiter kommt ein Gunſtbrief König Maximilians vom 23. 7. 
1500 in Betracht, in dem der König den Bürgermeiſter Johann Papen in 
Goslar Gnaden, Freiheiten und Ehren, wie ſeinen ſonſtigen Dienern, zuwendet 
und in dem er insbeſondere beſtimmt, daß Papen und ſeine ehelichen Leibes— 
erben und Erbeserben „fur und fur in ewich zeyt gleycher weiß und in aller 
gerechtigheyt alß ob ſie auß freiher eelicher geburt von adel herkommen und 
geboren weren, ampter und lehen entfahen, haben und tragen, lehen und ander 
gericht und recht beſitzen, urteil ſprechen und dar zu ſchiclich und gut ſein und 
alle freyheit und gerechtigheyt haben und genießen mugen und ſullen, die adel 
und lehenßgenoſſen in ſolchen von recht oder gewonheit haben, gebrauchen und 
genießen.“ Eine Abſchrift der Arkunde liegt bei den Akten D 57 des Cramer 
v. Clausbruchſchen Familienarchivs in Goslar. 

40) S. G. F. Mund „Verſuch einer topographiſchsſtatiſtiſchen Beſchrei— 
bung der Kaiſerlichen freien Reichs-Stadt Goslar (Goslar 1800), S. 233 /; 
Erufius, Geſchichte der vormals Kaiſerlichen freien Reichsſtadt Goslar am 
Harze (Oſterode 1843), S. 19 
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Goslar ihre Verknüpfung mit dem Bergweſen und der Bergpolitik der 
Stadt, die uns in den vorſtehenden Ausführungen immer wieder 
entgegen getreten war, bis zur Schwelle der Neuzeit behauptet. Es 
handelt ſich dabei um das im Pfalzbezirk in der Nähe des Münſters 
belegene ſogen. Sechsmannenhaus zu Goslar, das vom Anfang des 
16. Jahrhunderts an als kaiſerliches Lehen bezeugt iſt und mit dem 
bis zum Ende des alten Reiches auf den jeweiligen Anfall ein Goslarer 
Ratsherr durch den Kaiſer ſelbſt belehnt wurde“). Dies Haus befand 
ſich urſprünglich im Beſitze des im Bergbau und Verfaſſungsleben der 
Goslarer Frühzeit eine bedeutſame Rolle ſpielenden, wahrſcheinlich 
reichsminiſterialiſchen Geſchlechts von dem Dike. Es iſt im Jahre 1331 
von dem Ritter Konrad von dem Dike an den Vorſtand der Genoſſen— 
ſchaft der Berg⸗ und Waldleute, die Sechsmannen des Rammelsberges, 
veräußert und nach der Mitte des 14. Jahrhunderts in den Beſitz der 
Münzergilde gelangt. Für einige Jahrzehnte um die Wende vom 
15. zum 16. Jahrhundert liegen die Schickſale des Hauſes im Dunkeln. 
Wenn aber dann etwa von 1521 an das Haus als unmittelbares kaiſer⸗ 
liches Lehen erſcheint und in der geſchilderten Form verliehen wird, 
dann ſind wir nach dem, was über die Eigentumsverhältniſſe an dem 
Hauſe und die Stellung ſeiner Vorbeſitzer bekannt iſt, zu der Vermutung 
berechtigt, daß die uns ſpäter entgegentretende Rechtslage des Hauſes 
zurückgeht auf ehemalige Zuſammenhänge mit dem Bergweſen ſchon zur 
Zeit der Reichsvogtei und daß hiermit auch der Lehnsbeſitz des Gos⸗ 
larer Rates an dem Haufe und die regelmäßige Belehnung eines 
Ratsherrn mit ihm durch den Kaiſer bei jedem neuen Lehensfalle 
irgend wie in Verbindung ſteht. So hat die Erteilung des Heerſchildes 
an den Rat und die Bürger von Goslar nicht nur in den Adels— 
vorrechten der ſtädtiſchen Ratsherren Jahrhunderte lang nachgewirkt, 
ſondern auch, wenngleich nur in abgeblaßter Form, die Erinnerung an 
ihre Verwurzelung in den bergrechtlichen Zuſtänden und der Bergpolitik 
der Stadt im Mittelalter bis zum Ende der Reichsfreiheit Goslars 
wach erhalten. 


Anhang: Heerſchildrecht und Stadtſiegel. 


Mit der Erteilung des Heerſchildes an die Bürger von Goslar im 
Jahre 1340 hängt noch eine andere Frage zuſammen, die wegen ihrer 
Wichtigkeit für die Verfaſſungsentwicklung der Stadt hier ebenfalls 
geſtreift werden ſoll. Mit ihr bringen Hartmann, S. 19, Anm. . 
und Michaelis, S. 8, die Tatſache in Verbindung, daß die Stadt 
ſeitdem den kaiſerlichen Adler als Wappen und Siegelbild verwendet. 
Er findet ſich insbeſondere auf dem kleinen Stadtſiegel, dem ſog. Sekret⸗ 
ſiegel. Der Gebrauch dieſes Siegels erhellt, ſoweit ich ſehe, zuverläſſig 
zuerſt aus Urkunden der Jahre 1350, 1351 und 1359 (U. B. IV, 391, 
415, 477, 676), — eine frühere Erwähnung aus dem erſten Drittel des 
14. Jahrhunderts (U. B. III, 862) bleibt wegen der Unſicherheit des 


=) Frölich, Verfaſſungsentwicklung, S. 315/6, 461f. 
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zeitlichen Anſatzes wohl beſſer außer Betracht. Das würde bei dem 
Stande der urkundlichen Überlieferung nicht ausſchließen, daß das 
Sekretſiegel ſchon vorher benutzt ſein kann. Einen mittelbaren Beweis 
erbringt vielleicht eine Urkunde vom 21. 4. 1340 (U. B. IV, 109), die 
ſehr nahe an das Heerſchildprivileg vom 3. 11. 1340 heranführt. Der 
Beſiegelungsvermerk der Urkunde lautet „in cujus rei testimonium 
majus sigillum civitatis presentibus est appensum“ und deutet damit 
wohl auf das Vorhandenſein eines kleinen Stadtſiegels hin (ſo auch 
Bode, U. B. IV, Regiſter, S. 710). Allerdings iſt der Schluß nicht 
ſchlechthin zwingend, da das Wort „majus“ möglicherweiſe auch zu dem 
voraufgehenden „testimonium“ zu ziehen iſt, jo daß ein ähnlicher Sinn 
herauskäme wie bei dem Beſiegelungsvermerk einer ſpäteren Arkunde 
vom 1. 9. 1366 (U. B. V, 43): „jo hebbe we .. diſſen bref gegheven to 
ener mereren ſekergheit unde betugniſſe aller vorgenanten dinge mid 
unſer genanten ſtat ingheſeghele ... beſegheld.“ Da das Sekretſiegel 
ſehr häufig auf die Rückſeite der Urkunden aufgedrückt iſt (ſ. z. B. 
U. B. IV, 415, 477) und da Rückbeſiegelungen mehrfach früher bezeugt 
find — vgl. etwa U. B. III, 249 (1311), 722 (1325), 942 (1333); IV, 24 
(um 1336), — ſo könnte das Sekretſiegel ſogar noch älter ſein. Es iſt 
aber zu beachten, daß anſcheinend auch das große Stadtſiegel als Rück— 
ſiegel vorkommt (s. z. B. die Urkunde vom 5. 8. 1336, U. B. IV, 13). — 
Das große Stadtſiegel ift zuerſt nachweisbar U. B. I, 552 (1232 bis 
1240), 518 (1245/47) (ſ. Frölich, Verfaſſungsentwicklung, S. 412/18), 
II, 23 (1254), 52 (1258), nicht erſt U. B. II, 62 (1259), wie Bode, 
U. B. II, Regiſter, S. 687/8 angibt. Es zeigt im Siegelfelde über einer 
mit Zinnen gekrönten und mit einem geöffneten Tor verſehenen Mauer 
ein palaſtartiges Gebäude, darüber zu beiden Seiten eines noch höher 
geführten Turmes die Bilder der Heiligen St. Simon und St. Judas. 
In dem palaſtartigen Aufbau vermutet Bode eine Abbildung des 
damaligen Rathaujes (Beſchreibung des Siegels U. B. II, S. 687,8. 
Wiedergabe der beiden Siegel auf der beigefügten Tafel 1.) 


Nach W. Wiederhold, Goslar als Königsſtadt und Bergſtadt, 
Pfingſtblätt. d. Hanſiſchen Geſchichtsvereins 13 (Lübeck 1922), S. 39/40, 
hängt mit dem Erwerb des Heerſchildrechtes auch die Entſtehung der 
bekannten, auf die engen Beziehungen der Stadt zum Reich hindeutenden 
Inſchrift zuſammen, die der kleinere Geweihleuchter auf der Diele des 
Goslarer Rathauſes trägt (vgl. die Abbildung auf Taf. 2)“). 


) Nachſchrift: Erſt nach dem Abſchluß dieſes Aufſatzes erhalte ich 
Kenntnis von der ſchönen Anterſuchung F. Nörigs „Reichsſymbolik auf 
Gotland“ (Hanſ. Geſchichtsbl. 64, 1940. S. 1-67). Hier finden ſich S. 46f. 
Bemerkungen über den Gebrauch des Adlers auf ſtädtiſchen Wahrzeichen und 
Siegeln auf hanſiſchem Boden. S. 48 Anm. 2 wird eine Stelle aus der Schrift 
von E. Kaufmann, Studien über Amtsſiegel des 13. und 14. Jahrhunderts 
vornehmlich in Heſſen (Marburger philoſ. Diſſ. 1937) angeführt. Sie betont 
(S. 37), „daß der Adler im mittelalterlichen Siegelweſen eine zu bedeutungs— 
volle Rolle als Symbol des Reiches ſpielt, als daß man ſein Erſcheinen an 
irgendeiner Stelle und in irgendeiner Form für zufällig halten dürfte“ (ſ. wegen 
der Bedeutung des Adlerwappens in Lübeck auch Rörig, S. 61). Dieſe 
Hinweiſe verdienen ebenfalls für die Aufnahme des Adlers in das Sekretſiegel 
der Stadt Goslar Beachtung. N 
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Alteſtes Siegel der Stadt Goslar. 
Erſte Hälfte des 13. Jahrhunderts (natürl. Größe) 


— — ; | 
: | | 
\ x 2 * 


Zweites Stadtſiegel, ſog. Sekretſiegel, um 1340 


(natürl. Größe) 


Erläuterung zur Abbildung Tafel 2. 


Die ſechseckige Grundplatte, auf der das Kaiſerbild ſteht, 
trägt die Inſchrift: 


„O Gosler, du biſt togedan 
Dem hilligen romesken rike, 
Sunder middel unde waen, 
Nicht maestu darvan wiken.“ 


In das Hochdeutſche überſetzt: 


„O Goslar, du gehörſt zum Heiligen Römiſchen Reiche, 
ohne Vermittlung (unmittelbar) und Irrung (unanfechtbar), 
nicht mögeſt du davon weichen.“ 


Dieſe Inſchrift geht auf den nach der Verleihung des 
Heerſchildrechtes an Goslar entſtandenen Text des Eides 
zurück, mit dem Bürgermeiſter und Rat ſeit dem 14. Jahr⸗ 
hundert bei den Huldigungsfeiern anläßlich der Thronbe- 
ſteigung eines Kaiſers dem kaiſerlichen Abgeſandten den 
Treueid zu leiſten hatten (vgl. Wiederhold, a. a. O.). 


Er», 


—— 


Spätgotiſcher Kronleuchter von der Diele des Rathaufes in Goslar. 


Foto: Landesmuſeum, Hannover. 


